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Sachsen 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 18 SächsHSG1 Hochschulzugang 
(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland sind zu einem Hochschulstudium berechtigt, wenn 
sie die erforderliche Qualifikation nachweisen und kein Versagungsgrund nach § 
19 Absatz 2 und 3 vorliegt. Andere Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sind 
Deutschen gleichgestellt, wenn sie die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllen 
und die für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse nachweisen. 
Rechtsvorschriften, die weitere Personen Deutschen gleichstellen, bleiben 
unberührt. Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die nicht 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sind, kann der Zugang zum Studium 
gewährt werden, sofern sie durch ausländische Bildungsnachweise eine 
vergleichbare Qualifikation nachweisen. 
(2) Die für den Zugang zu einem Studium, das zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führt, erforderliche Qualifikation wird 
nachgewiesen durch 
1.  die allgemeine Hochschulreife, 
2.  die fachgebundene Hochschulreife oder 
3.  die Fachhochschulreife. 
Der Nachweis nach Satz 1 Nummer 1 berechtigt zum Studium an allen 
Hochschulen, der Nachweis nach Satz 1 Nummer 2 zum Studium an allen 
Hochschulen in der entsprechenden Fachrichtung, der Nachweis nach Satz 1 
Nummer 3 zum Studium an Hochschulen für angewandte Wissenschaften. 
(3) Die Inhaberinnen und Inhaber der nachfolgend genannten Abschlüsse der 
beruflichen Aufstiegsfortbildung verfügen nach einem Beratungsgespräch an der 
Hochschule, an der ein Studium begonnen werden soll, über den 
Hochschulzugang nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1: 
1.  Meisterprüfung aufgrund einer Rechtsverordnung nach §§ 45, 51a und 122 

der Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 9. November 2022 (BGBl. I S. 2009) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

2.  Fortbildungsabschluss auf der Grundlage einer Fortbildungsordnung nach § 
53 des Berufsbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, nach § 42 der Handwerksordnung oder von 
Fortbildungsprüfungsregelungen nach § 54 des Berufsbildungsgesetzes 
oder § 42a der Handwerksordnung, sofern der Lehrgang mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfasst, 

3.  staatliches Befähigungszeugnis für den nautischen oder technischen 
Schiffsdienst nach der Seeleute-Befähigungsverordnung vom 8. Mai 2014 
(BGBl. I S. 460), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. Juli 
2021 (BGBl. I S. 3236) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

4.  Abschluss von Fachschulen entsprechend der Rahmenvereinbarung über 
Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 
2002 in der Fassung vom 16. Dezember 2021, veröffentlicht unter Nummer 
430 der Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, Köln, 
Wolters Kluwer, 2013), in der jeweils aktuellen Fassung, 
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5.  Abschluss aufgrund einer vergleichbaren landesrechtlichen 
Fortbildungsregelung für Berufe im Gesundheitswesen sowie im Bereich 
der sozialpflegerischen und sozialpädagogischen Berufe. 

(4) Die für den Zugang zu einem Studium erforderliche Qualifikation nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 kann auch durch andere berufliche 
Fortbildungsabschlüsse als die in Absatz 3 genannten nachgewiesen werden, 
wenn sie durch die Hochschule als gleichwertig anerkannt sind. Die 
Anerkennung setzt voraus, dass die berufliche Fortbildung auf einer mindestens 
zweijährigen Berufsausbildung aufbaut, eine Aufstiegsfortbildung beinhaltet, 
mindestens 400 Unterrichtsstunden umfasst und in Inhalt und Ausbildungstiefe 
einer Meisterprüfung entspricht. Gleiches gilt für Fortbildungen, die an 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien angeboten werden und in Inhalt und 
Ausbildungstiefe einer Meisterprüfung entsprechen. Die Inhaberin oder der 
Inhaber des anerkannten beruflichen Fortbildungsabschlusses nimmt ein 
Beratungsgespräch an der Hochschule, an der ein Studium begonnen werden 
soll, wahr. 
(5) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die eine mindestens 
zweijährige staatlich geregelte Berufsausbildung abgeschlossen haben und 
über eine dreijährige Berufserfahrung im erlernten Beruf verfügen sowie ein 
Beratungsgespräch an der Hochschule, an der ein Studium begonnen werden 
soll, wahrgenommen haben, verfügen über die fachgebundene 
Hochschulzugangsberechtigung, sofern sie die entsprechende 
Hochschulzugangsprüfung dieser Hochschule bestanden haben. 
(6) Die Anforderungen an die Hochschulzugangsprüfung sind so zu gestalten, 
dass deren Bestehen die grundsätzliche Befähigung der Studienbewerberin 
oder des Studienbewerbers nachweist, das Studium nach Maßgabe der 
Studien- und Prüfungsordnung innerhalb der Regelstudienzeit erfolgreich 
abzuschließen. Sie besteht aus einem mündlichen und schriftlichen Teil. Das 
Nähere, insbesondere Form, Inhalt und Umfang der zu erbringenden 
Prüfungsleistungen, die Bewertungskriterien, die Zusammensetzung der 
Prüfungskommission, das Verfahren bei Unregelmäßigkeiten während der 
Prüfung und die Wiederholbarkeit der Prüfung regeln die Hochschulen durch 
Ordnung. 
(7) Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit Fachhochschulreife können 
nach einem Studium von zwei Semestern, in dem sie die geforderten 
Leistungsnachweise erbracht haben, in dem entsprechenden oder in einem 
fachlich verwandten Studiengang an einer Universität weiter studieren. 
Absolventinnen und Absolventen eines Studiums an einer deutschen 
Hochschule besitzen eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende 
Qualifikation. 
(8) Sofern andere Länder in der Bundesrepublik Deutschland weitergehende 
Regelungen für den Hochschulzugang der in der beruflichen Bildung 
Qualifizierten getroffen haben, werden diese Hochschulzugangsberechtigungen 
nach einem Studium von zwei Semestern an einer Hochschule nach § 1 Absatz 
1 Satz 1 oder einer staatlich anerkannten Hochschule, in dem die geforderten 
Leistungsnachweise erbracht worden sind, zum Zwecke des Weiterstudiums in 
dem entsprechenden oder in einem fachlich verwandten Studiengang 
anerkannt. 
(9) Für den Zugang zum Studium kann zusätzlich auch der Nachweis einer 
berufspraktischen Ausbildung oder Tätigkeit oder von 
Fremdsprachenkenntnissen verlangt werden, wenn der Studiengang dies 
erfordert. 
(10) Soweit für einen künstlerischen Studiengang praktische Fähigkeiten 
erforderlich sind, können Hochschulen zusätzlich zur 
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Hochschulzugangsberechtigung nach den Absätzen 2 bis 5, 7 und 8 den 
Nachweis einer entsprechenden Ausbildung oder Tätigkeit verlangen. 
(11) Für den Zugang zu einem Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss oder ein Abschluss einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsakademie nachzuweisen. Das gilt nicht für 
Masterstudiengänge an Kunsthochschulen, die nicht dem Erwerb eines 
wissenschaftlichen Abschlusses dienen, sofern die erforderliche Qualifikation 
auf andere Weise nachgewiesen wird. Die Hochschule kann in der 
Studienordnung fachspezifische Zulassungsvoraussetzungen festlegen. 
(12) Für den Zugang zu einem künstlerischen Studiengang kann bei besonderer 
künstlerischer Eignung auf den Nachweis der erforderlichen Qualifikation nach 
Absatz 2 verzichtet werden. Für die Zulassung zu einem künstlerischen, 
sportwissenschaftlichen oder sprachwissenschaftlichen Studiengang soll die 
Hochschule zum Nachweis der erforderlichen Qualifikation eigene 
Leistungserhebungen durchführen. Die Immatrikulation in einen künstlerischen 
Studiengang kann auf Probe vorgenommen werden. 
(13) Die Hochschule entscheidet über die Anerkennung ausländischer 
Bildungsnachweise als Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 1 Satz 4. 
Sie kann von der Studienbewerberin oder dem Studienbewerber die Vorlage 
einer gutachtlichen Stellungnahme einer vom Staatsministerium anerkannten 
Gutachterstelle für ausländische Bildungsnachweise verlangen. 
 
§ 19 SächsHSG Immatrikulation 
(1) Mit der Immatrikulation wird die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber Mitglied der Hochschule. Die Immatrikulation erfolgt in der 
Regel nur für einen Studiengang. Das Nähere regelt die Hochschule durch 
Ordnung. 4Die Ordnung kann für besondere Fälle vorsehen, dass befristet 
immatrikuliert werden kann. 
(2) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern ist die Immatrikulation in einen 
Studiengang zu versagen, wenn sie 
1.  keine Zugangsvoraussetzung zum Studium nach § 18 erfüllen, 
2.  für einen zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen werden, 
3.  nicht nachweisen, dass sie krankenversichert oder von der 

Krankenversicherungspflicht befreit sind, 
4.  die Erfüllung der im Zusammenhang mit der Immatrikulation entstehenden 

gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung von Gebühren oder Beiträgen 
nicht nachweisen, 

5.  bereits an einer deutschen Hochschule immatrikuliert sind und ein 
Parallelstudium für das Studienziel nicht zweckmäßig ist, 

6.  eine für den Abschluss des gewählten Studienganges erforderliche Prüfung 
endgültig nicht bestanden haben, 

7.  im gewählten Studiengang oder einem Studiengang mit gleicher fachlicher 
Ausrichtung an einer deutschen Hochschule innerhalb von vier 
Fachsemestern keine in der Prüfungsordnung vorgesehene 
Prüfungsleistung erbracht haben, 

8.  die Abschlussprüfung des Studienganges bereits bestanden haben, 
9.  für einen dualen Studiengang keinen notwendigen Ausbildungsvertrag mit 

einer von der Hochschule zugelassenen Ausbildungsstätte nachweisen; der 
Ausbildungsvertrag muss den von der Hochschule aufgestellten 
Grundsätzen für die Ausgestaltung der Vertragsverhältnisse entsprechen. 

(3) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern kann die Immatrikulation 
insbesondere versagt werden, wenn sie 
1.  die für die Immatrikulation geltenden Verfahrensvorschriften nicht einhalten, 
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2.  nach den Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches unter Betreuung 
stehen, 

3.  für bestimmte Fachsemester nicht eingeschrieben werden können, 
4.  nicht die erforderlichen Sprachkenntnisse nachweisen, 
5.  an einer Krankheit leiden, die die Gesundheit anderer Studentinnen und 

Studenten ernstlich gefährden könnte oder den Studienbetrieb 
beeinträchtigt; zur Überprüfung kann die Vorlage eines amtsärztlichen 
Zeugnisses verlangt werden, 

6.  wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind, die Verurteilung 
noch der unbeschränkten Auskunft unterliegt und nach Art der Straftat eine 
Gefährdung oder Störung des Studienbetriebes zu befürchten ist. 

 
§ 20 SächsHSG Gasthörerinnen und Gasthörer, Frühstudentinnen und 
Frühstudenten 
(1) Die Hochschule kann Gasthörerinnen und Gasthörer zu einzelnen 
Lehrveranstaltungen zulassen, auch wenn diese die 
Hochschulzugangsberechtigung nach § 18 nicht nachweisen. 
(2) Schülerinnen und Schüler, die nach dem einvernehmlichen Urteil von Schule 
und Hochschule eine besondere Begabung aufweisen, können als 
Frühstudentin oder Frühstudent zu Lehrveranstaltungen und Prüfungen 
zugelassen werden. Vor der Zulassung sind sie als Frühstudentin oder 
Frühstudent zu immatrikulieren. § 19 findet keine Anwendung. Frühstudentinnen 
und Frühstudenten haben kein Wahlrecht an der Hochschule. 
5Kunsthochschulen können Nachwuchsförderklassen für Schülerinnen und 
Schüler einrichten. 6Erzielte Studien- und Prüfungsleistungen sind auf Antrag in 
einem späteren Studium anzuerkennen, wenn sie dortigen Erfordernissen 
gleichwertig sind. 
 
§ 21 SächsHSG Rückmeldung, Beurlaubung, Fristenberechnung 
(1) Die Studentinnen und Studenten haben sich zu jedem Semester form- und 
fristgerecht zum Weiterstudium anzumelden (Rückmeldung). 
(2) Auf Antrag können Studentinnen und Studenten aus wichtigem Grund vom 
Studium beurlaubt werden. Eine Beurlaubung soll die Zeit von insgesamt zwei 
Semestern nicht überschreiten; dies gilt nicht für die Beurlaubung zum Zwecke 
eines Studienaufenthalts im Ausland. Für eine Beurlaubung wegen 
Inanspruchnahme von Mutterschutz und Elternzeit sowie für Zeiten von 
Beschäftigungsverboten gelten in der jeweils geltenden Fassung die 
Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), 
das durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2652) geändert worden ist, und des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510) 
geändert worden ist, entsprechend. Studentinnen und Studenten können zur 
Betreuung eigener Kinder bis zu vier Semester beurlaubt werden, wenn sie 
nicht bereits nach Satz 3 beurlaubt sind. Die Zeiten der Beurlaubung werden 
nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet. Das Nähere, insbesondere zu den 
Beurlaubungsgründen, regeln die Hochschulen durch Ordnung. 
(3) Die Hochschule soll beurlaubten Studentinnen und Studenten ermöglichen, 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 
(4) Haben Studentinnen oder Studenten während einer Wahl- oder 
Bestellungsperiode in den Organen der Hochschule, der Studentenschaft, des 
Studentenwerkes oder in der Studienkommission mitgewirkt oder waren sie als 
Gleichstellungsbeauftragte oder Beauftragte für Studentinnen und Studenten mit 
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Behinderungen oder chronischen Krankheiten tätig, wird ihnen eine Studienzeit 
von einem Semester nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet. Für jede 
weitere Wahl- oder Bestellungsperiode wird ein weiteres Semester nicht 
angerechnet, insgesamt höchstens drei Semester. 
(5) Eine Fristüberschreitung, die die Studentin oder der Student nicht zu 
vertreten hat, ist bei der Berechnung der Zeiten für Beurlaubungen und der 
Fristen im Prüfungsverfahren nicht einzubeziehen. Die Studienzeit, die durch 
eine solche Fristüberschreitung entsteht, wird nicht auf die Regelstudienzeit 
angerechnet. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 
Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 
(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
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Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 
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3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
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vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 6 HZG3 Auswahlverfahren 
(1) Ist in einem nicht in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogenen 
Studiengang an einer oder an mehreren Hochschulen eine Zulassungszahl 
festgesetzt worden, gelten für die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber die 
nachfolgenden Bestimmungen sowie Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 und 3 des 
Staatsvertrages entsprechend. Soweit nicht ein Verfahren nach den Absätzen 4 
und 5 durchgeführt wird, sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung stehenden 
Studienplätze vorzubehalten (Vorabquoten) für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 

Deutschen gleichgestellt sind, 
3.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 

Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium), 

4.  in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine sonstige 
Studienberechtigung verfügen und 

5.  Bewerberinnen und Bewerber, die einem von der Hochschule durch 
Satzung festgelegten, im öffentlichen Interesse zu berücksichtigenden oder 
zu fördernden Personenkreis angehören und aufgrund begründeter 
Umstände an den Studienort gebunden sind, insbesondere Bewerberinnen 
und Bewerber, die einem auf Bundesebene gebildeten Olympia-, 
Perspektiv- oder Nachwuchskader eines Spitzenverbandes des Deutschen 
Olympischen Sportbundes angehören. 

Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 werden 
entsprechend Artikel 9 Absatz 3 bis 5 des Staatsvertrages, Bewerberinnen und 
Bewerber nach Satz 2 Nummer 5 entsprechend ihrer Eignung für den gewählten 
Studiengang und den angestrebten Beruf nach Absatz 2 ausgewählt. Die 
Studienplatzvergabe wird nach Abzug der Vorabquoten nach Satz 2 
1.  zu 60 bis 80 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 

durchzuführenden Auswahlverfahrens nach Absatz 2 und 
2.  im Übrigen zu gleichen Teilen 

a)  nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb der Qualifikation für den 
gewählten Studiengang (Wartezeit) und 
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b)  nach dem Grad der gemäß § 17 des Sächsischen 
Hochschulfreiheitsgesetzes nachgewiesenen Qualifikation für das 
gewählte Studium 

vorgenommen. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen 
daran gehindert gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der 
Auswahl nach Satz 4 besseren Wert zu erreichen, wird mit dem 
nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studienplätze in diesen Quoten 
beteiligt. Die Höhe der Quote nach Satz 4 Nummer 1 regelt die Hochschule 
durch Satzung. Für die Berechnung der Wartezeit nach Satz 4 Nummer 2 
Buchstabe a bleibt eine über sieben Semester hinausgehende Dauer 
unberücksichtigt. Die Hochschule kann das Auswahlverfahren nach Wartezeit 
durch ein Auswahlverfahren entsprechend § 3 Absatz 1 ersetzen. Nicht nach 
Satz 2 in Anspruch genommene Studienplätze werden nach Satz 4 Nummer 1 
vergeben. 10Wer den Vorabquoten nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 unterfällt, kann 
nicht im Verfahren nach Satz 4 zugelassen werden. 
(2) Die Auswahlentscheidung innerhalb der Quote nach Absatz 1 Satz 4 
Nummer 1 trifft die Hochschule nach dem Grad der Eignung der Bewerberinnen 
und Bewerber für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf. Sie 
soll ihrer Auswahlentscheidung neben der Durchschnittsnote der 
Hochschulzugangsberechtigung mindestens einen weiteren der in § 3 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 genannten Auswahlmaßstäbe zugrunde 
legen. In diesem Fall hat die Hochschule die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nach mindestens einem Kriterium aus Satz 2 vorauszuwählen. 4In diesem Fall 
entscheidet die Hochschule über die Teilnahme unter Anlegung der in § 3 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 5 genannten Maßstäbe. 
(3) Bei Studienbewerberinnen und Studienbewerbern für einen 
Lehramtsstudiengang ist 
1.  der Nachweis vertiefter Kenntnisse der sorbischen Sprache bei der 

Auswahlentscheidung im Hinblick auf die Verpflichtungen aus Artikel 6 
Absatz 1 und Artikel 11 der Verfassung des Freistaates Sachsen und 

2.  eine mindestens sechsmonatige zusammenhängende, ganztägige und 
überwiegend praktische Tätigkeit an einer Schule 

angemessen zu berücksichtigen. Eine Unterbrechung der Tätigkeit ist 
unbeachtlich, wenn ein Abschnitt mindestens drei Monate gedauert hat. Die 
Unterbrechung darf nicht länger als zwölf Monate dauern. 
(4) In Studiengängen, in denen nach dem Hochschulrecht des Freistaates 
Sachsen die Eignung für den gewählten Studiengang durch eine Prüfung 
nachzuweisen ist, kann neben dem durch die Hochschulzugangsberechtigung 
nachgewiesenen Grad der Qualifikation das Ergebnis der Prüfung berücksichtigt 
werden. Dabei sind die in der Hochschulzugangsberechtigung nachgewiesenen 
Leistungen in der Regel mindestens gleichwertig zu berücksichtigen. Bis zu 30 
Prozent der Studienplätze können an Bewerberinnen und Bewerber vergeben 
werden, die in der Prüfung nach Satz 1 die besten Leistungen erbringen; in 
diesem Fall kann unter der Voraussetzung, dass die Prüfung nach Satz 1 
mindestens einmal wiederholt werden kann, von der Bildung einer Quote nach 
Absatz 1 Satz 4 Nummer 2 Buchstabe a abgesehen werden. 
(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 wird in Studiengängen, die zu einem 
weiteren berufsqualifizierenden Hochschulabschluss führen, die Auswahl der 
Bewerberinnen und Bewerber aufgrund der Maßstäbe getroffen, die 
Voraussetzung für die Zulassung zu diesem Studiengang sind. Die 
Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung und deren gewichtete 
Einzelnoten, die über die fachspezifische Eignung Auskunft geben, sowie die 
Kriterien nach § 3 Absatz 1 Satz 1 können zusätzlich herangezogen werden. Die 
zur Verfügung stehenden Studienplätze können nach der Fachrichtung der 
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Abschlussprüfung, die Voraussetzung für die Zulassung zu dem Studiengang 
ist, aufgeteilt werden. Eine Vorabquote nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 kann 
gebildet werden. 
(6) Landesquoten werden nicht gebildet. 
(7) Näheres zu den Auswahlverfahren nach Absatz 1 bis 5 regelt die 
Hochschule durch Satzung. 
 
§ 11 HZG Festsetzung von Zulassungszahlen und Vergabe von 
Studienplätzen an Kunsthochschulen 
(1) Für die Festsetzung von Zulassungszahlen an Kunsthochschulen findet § 5 
Anwendung. Studiengang im Sinne von § 5 können auch mehrere inhaltlich 
verwandte Studiengänge sein. 
(2) Die Auswahl von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern an 
Kunsthochschulen, die eine Eignungsprüfung oder eine Begabtenprüfung oder 
eine Prüfung der Qualifikation für ein Aufbaustudium abgelegt haben, richtet 
sich ausschließlich nach dem in dieser Prüfung erreichten Grad der 
Qualifikation. Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 des Staatsvertrages gilt 
entsprechend. 
(3) Für die Bewerbungen um Zulassung und die Prüfungen nach Absatz 2 Satz 
1 gelten die Vorschriften des Sächsischen Hochschulgesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung und die auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen 
und Satzungen. 
 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 10 SächsHSG4 Studiengangsbezogene Kooperationen 
(1) Eine Hochschule kann mit einer nichthochschulischen Bildungseinrichtung 
oder einer Forschungseinrichtung zur Durchführung von Studiengängen und zur 
Vorbereitung auf Hochschulprüfungen zusammenarbeiten 
(studiengangsbezogene Kooperation). Eine Kooperation im Hinblick auf 
studienintegrierte Praxisanteile gilt nicht als studiengangsbezogene 
Kooperation. 3Das Rektorat hat im Benehmen mit dem Senat beim 
Staatsministerium die studiengangsbezogene Kooperation spätestens drei 
Monate vor Studienbeginn schriftlich zu beantragen. 
(2) Die studiengangsbezogene Kooperation gilt einen Monat nach Zugang des 
Antrages als genehmigt, wenn sie auf der Grundlage des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages vom 20. Juni 2017 (SächsGVBl. S. 649), 
in der jeweils geltenden Fassung, vor Studienbeginn qualitätsgesichert worden 
ist. 
(3) Die Hochschule verpflichtet die nichthochschulische Bildungseinrichtung 
oder Forschungseinrichtung, bei im Zusammenhang mit der 
studiengangsbezogenen Kooperation stehenden Handlungen über Namen und 
Sitz der gradverleihenden Hochschule zu informieren. 
(4) Das Staatsministerium kann eine studiengangsbezogene Kooperation 
untersagen, die ohne Genehmigung aufgenommen wurde, deren Genehmigung 
nicht mehr wirksam ist oder bei der die Verpflichtung nach Absatz 3 wiederholt 
verletzt wurde. 
 
§ 14 SächsHSG Grundordnung, Ordnungen 
(1) Die Hochschule gibt sich eine Grundordnung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes. Die Grundordnung bestimmt die Grundsätze, nach denen die innere 
Struktur der Hochschule unterhalb der zentralen Ebene nach Teil 7 und die 
innere Organisation ausgestaltet sind. 
(2) Die Hochschule legt dem Staatsministerium die Grundordnung oder 
Änderungen der Grundordnung unverzüglich nach dem Beschluss gemäß § 86 
Absatz 2 Satz 1 vor. 2Diese tritt in Kraft, wenn das Staatsministerium nicht 
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innerhalb von vier Monaten aus Rechtsgründen eine Änderung fordert. 
Entscheidungen nach § 3 Absatz 2 bedürfen der Einwilligung des 
Staatsministeriums. 
(3) Ordnungen, die akademische Angelegenheiten von fakultätsübergreifender 
Bedeutung regeln, erlässt der Senat im Benehmen mit dem Rektorat. 2Hierzu 
gehören insbesondere Ordnungen über die Auswahl der Studienbewerberinnen 
und Studienbewerber, die Eignungsfeststellung, Zulassung und Immatrikulation 
von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die Beurlaubung und 
Exmatrikulation von Studentinnen und Studenten sowie den 
Studienjahresablauf. 
(4) Ordnungen, die Angelegenheiten nur einer Fakultät regeln, insbesondere 
Studien-, Prüfungs-, Promotions- und Habilitationsordnungen, erlässt der 
Fakultätsrat; Prüfungs- und Studienordnungen können in einer Ordnung 
erlassen werden. Der Senat kann im Benehmen mit den Fakultäten für die 
Ordnungen nach Satz 1 Rahmenordnungen für eine einheitliche 
Verfahrensweise aller Fakultäten erlassen. Soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, gelten für die Rahmenordnungen die Regelungen dieses Gesetzes 
über die Ordnungen der Fakultäten entsprechend. Sollen Regelungen 
unmittelbar gelten, wird dies in der Rahmenordnung kenntlich gemacht. Die 
Rahmenordnungen und die Ordnungen der Fakultäten bedürfen der 
Genehmigung des Rektorates. 
(5) Andere Ordnungen erlässt das Rektorat. Die Hochschulgebühren- und -
entgeltordnung erlässt es im Benehmen, die Ordnung über Wahlen an der 
Hochschule und die Berufungsordnung im Einvernehmen mit dem Senat. 
(6) Ordnungen der Hochschule werden öffentlich bekannt gemacht; die Art der 
Bekanntmachung regelt die Hochschule in der Grundordnung. 
 
§ 33 SächsHSG Studiengänge 
(1) Ein Studiengang ist ein durch eine Studienordnung und eine 
Prüfungsordnung geregeltes Lehrangebot, das in der Regel zu einem 
berufsqualifizierenden Abschluss führt. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses 
Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studienganges, der die fachliche 
Eignung für eine berufliche Einführung vermittelt. 
(2) Sind aufgrund der maßgebenden Prüfungs- und Studienordnung aus einer 
größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, ist jedes 
dieser Fächer ein Teilstudiengang. Für den Teilstudiengang gelten die 
Bestimmungen über den Studiengang entsprechend. 
(3) Soweit das jeweilige Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit voraussetzt, 
ist dieser Teil der Ausbildung mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und 
zeitlich abzustimmen und in den Studiengang einzuordnen. 
(4) Studiengänge werden von der Hochschule eingerichtet, geändert oder 
aufgehoben. Ist die Einrichtung, Änderung oder Aufhebung eines 
Studienganges Bestandteil der Entwicklungsplanung der Hochschule nach § 11 
Absatz 5, einer Zielvereinbarung der Hochschule mit dem Staatsministerium 
oder der Ziele nach § 11 Absatz 3 Satz 1, zeigt die Hochschule diesem die 
Maßnahme zuvor an. Soll ein Studiengang mit einer staatlichen 
Abschlussprüfung eingerichtet, geändert oder aufgehoben werden, stellt das 
Staatsministerium das Einvernehmen mit dem für die Durchführung der Prüfung 
zuständigen Staatsministerium her. Die Änderung oder Aufhebung eines 
Studienganges ist nur zulässig, wenn gewährleistet ist, dass die in diesem 
Studiengang immatrikulierten Studentinnen und Studenten ihr Studium während 
der Regelstudienzeit an dieser Hochschule und nach Ablauf der 
Regelstudienzeit an einer Hochschule des Freistaates Sachsen abschließen 
können. 
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(5) Studiengänge, die nicht mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abschließen, sind nach § 37 Absatz 3 zu modularisieren. Studiengänge, die mit 
einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen, können modularisiert 
werden. 
(6) In einem neu eingerichteten Studiengang darf der Lehrbetrieb erst 
aufgenommen werden, wenn die Studien- und die Prüfungsordnung für diesen 
Studiengang in Kraft getreten sind. 
(7) Soweit Studiengänge nach ihrer Studienordnung in Teilzeit studiert werden, 
sind sie Teilzeitstudiengänge. Diese berücksichtigen insbesondere die 
Lebensumstände von Studentinnen und Studenten mit Kindern, Behinderungen 
oder chronischen Krankheiten, pflegebedürftigen Angehörigen und weiteren 
besonderen Bedürfnissen sowie von Berufstätigen. Im Teilzeitstudium 
verlängern sich die Fristen nach den §§ 34 und 36 Absatz 3 bis 5 entsprechend. 
Die Hochschule soll Vollzeitstudiengänge so organisieren, dass sie auch in 
Teilzeit studiert werden können (individuelle Teilzeit); Satz 3 gilt entsprechend. 
Das Nähere, insbesondere zum Umfang der individuellen Teilzeit und zum Kreis 
der Berechtigten, regelt die Hochschule durch Ordnung. 
(8) Die Hochschulen können hochschulübergreifende Studiengänge einrichten. 
Sie erlassen die Studien- und Prüfungsordnungen dieser Studiengänge 
gemeinsam. 3Das Nähere regeln sie durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung. 
 
§ 34 SächsHSG Regelstudienzeit 
(1) Regelstudienzeit ist die Studienzeit, innerhalb der ein Studiengang 
abgeschlossen werden kann. Sie schließt Zeiten einer in den Studiengang 
eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit, praktische Studiensemester und 
Prüfungszeiten ein. Sie ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die 
Ermittlung und Feststellung der Ausbildungskapazitäten und die Berechnung 
von Studentenzahlen für die Hochschulplanung. 
(2) Die Regelstudienzeit beträgt für Studiengänge an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften, die zu einem Diplomgrad führen, höchstens acht, 
für andere Studiengänge, die zu einem Diplom- oder Magistergrad führen, 
höchstens neun, in Ausnahmefällen zehn Semester. Ein Ausnahmefall setzt 
voraus, dass ein anerkanntes Berufsbild dies erfordert. Für Studiengänge, die 
zu einem Bachelorgrad führen, beträgt die Regelstudienzeit mindestens sechs 
und höchstens acht Semester. Für Studiengänge, die zu einem Mastergrad 
führen, beträgt die Regelstudienzeit mindestens zwei und höchstens vier 
Semester. Für konsekutive Studiengänge, die zu einem Mastergrad führen, 
beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens zehn Semester. Die Hochschule 
darf nach § 35 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 längere Regelstudienzeiten in 
besonders begründeten Fällen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
festsetzen. In Studiengängen an Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
ist eine integrierte Praxisphase von bis zu einem Jahr Teil der Regelstudienzeit. 
(3) Das Staatsministerium kann durch Rechtsverordnung die Regelstudienzeit 
verlängern, soweit für Studentinnen und Studenten in Semestern, in welchen 
diese immatrikuliert und nicht beurlaubt sind, ein regulärer Studienbetrieb 
wegen der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße möglich ist. Dies gilt entsprechend in anderen 
Ausnahmefällen, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche 
Notsituationen entstehen und den Studienbetrieb in vergleichbarer Weise 
beeinträchtigen. Die Frist nach § 19 Absatz 2 Nummer 7 verlängert sich 
entsprechend. Die Verlängerung der Regelstudienzeit beträgt höchstens drei 
Semester. Soweit die Regelstudienzeit für Studentinnen und Studenten, die 
zwischen dem Sommersemester 2020 und dem Wintersemester 2021/2022 
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immatrikuliert und nicht beurlaubt waren, wegen der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie bereits verlängert wurde, wird dies auf die nach Satz 4 höchstens 
zulässige Anzahl an Semestern angerechnet, wenn eine weitere Verlängerung 
nach Satz 1 erfolgt. 
 
§ 35 SächsHSG Prüfungsordnungen 
(1) Die Hochschule erlässt für jeden Studiengang eine Prüfungsordnung, die 
insbesondere das Prüfungsverfahren und die Prüfungsgegenstände regelt. 
2Prüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 
1.  die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen sowie die Fristen für das 

Ablegen der Zwischen- und Abschlussprüfung, 
2.  die Regelstudienzeit, 
3.  den unter Beachtung von § 37 Absatz 4 in Semesterwochenstunden 

ausgedrückten Umfang der Lehrveranstaltungen, soweit die einzelnen 
Studienabschnitte nicht modularisiert sind, sowie den Studien- und 
Prüfungsaufbau, 

4.  die Dauer einer dem Studium dienenden berufspraktischen Tätigkeit sowie 
die Dauer im Ausland zu erbringender Studienleistungen, 

5.  welche Leistungsnachweise für die Zulassung zu einer Prüfung erforderlich 
sind und die Anzahl der Wiederholungsmöglichkeiten für diese 
Leistungsnachweise, 

6.  die Anzahl sowie Art, Gegenstand, Aufbau und Ausgestaltung der Fach- und 
Modulprüfungen sowie der Zwischen- und Abschlussprüfung, 

7.  Anzahl, Art, Gegenstand und Ausgestaltung von Prüfungsleistungen sowie 
die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der Abschlussarbeit, 

8.  die Fristen, die Voraussetzungen und das Verfahren für die Meldung und 
Zulassung zu den Fach- oder Modulprüfungen und deren Wiederholung 
sowie die Modalitäten zur Bekanntmachung der Prüfungstermine und -
ergebnisse, 

9.  die Anerkennung von Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 
die in anderen Studiengängen erbracht wurden, 

10.  die Anrechnung von außerhalb des Studiums erworbenen Qualifikationen, 
soweit diese Teilen des Studiums nach Inhalt und Anforderung gleichwertig 
sind und es insoweit ersetzen können, höchstens bis zur Hälfte des 
Studiums berechnet nach Leistungspunkten gemäß dem European Credit 
Transfer System (ECTS-Leistungspunkte), 

11.  die Form und das Verfahren der Fach- oder Modulprüfung sowie die Folgen 
von Versäumnissen, Rücktritt, Täuschung und Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

12.  die Grundsätze der Bewertung und Benotung der einzelnen 
Prüfungsleistungen, die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses und 
das Bestehen von Fach- oder Modulprüfungen, 

13.  die Fristen für die Bewertung schriftlicher Prüfungsleistungen durch die 
Prüferinnen und Prüfer, 

14.  die Zusammensetzung, Aufgaben und Zuständigkeiten der Prüfungsorgane, 
15.  den aufgrund der bestandenen Hochschulprüfung zu verleihenden 

Hochschulgrad, 
16.  den Inhalt und die Gestaltung der Zeugnisse und der Urkunde über die 

Verleihung des Hochschulgrades sowie die Ausstellung des Diploma 
Supplements, 

17.  das Recht zur Einsicht in die Prüfungsunterlagen, 
18.  das Widerspruchsverfahren in der Hochschule. 
(2) Die Prüfungsordnungen der Hochschulen können Hochschulprüfungen auch 
in digitaler Form vorsehen. Die Prüfungsordnungen müssen insbesondere 
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Regelungen zur Identifikation der Prüflinge, zur Verhinderung von 
Täuschungsversuchen, zu den technischen Voraussetzungen und zum Umgang 
mit technischen Störungen enthalten. 
(3) Prüfungsordnungen können vorsehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen auch in einer anderen Sprache als Deutsch zu erbringen 
sind oder erbracht werden können. 
(4) Prüfungsordnungen müssen die Inanspruchnahme des Mutterschutzes und 
der Elternzeit zulassen sowie Regelungen gegen die Benachteiligung von 
Studentinnen und Studenten mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten 
treffen. 
(5) Die Hochschule zeigt Prüfungsordnungen von Studiengängen, die mit einer 
staatlichen Prüfung abschließen, dem Staatsministerium an, welches das 
Einvernehmen mit dem für die Durchführung der Prüfung zuständigen 
Staatsministerium herstellt. Die Prüfungsordnung tritt in Kraft, wenn das 
Staatsministerium eine Änderung nicht innerhalb von vier Monaten nach 
Eingang der Anzeige verlangt. 3§ 111 bleibt unberührt. 
 
§ 37 SächsHSG Studienordnungen 
(1) Die Hochschule erlässt für jeden Studiengang auf der Grundlage der 
Prüfungsordnung eine Studienordnung. 
(2) Die Studienordnung regelt die Zulassungsvoraussetzungen für den 
Studiengang, Inhalt und Aufbau des Studiums sowie in den Studiengang 
eingeordnete berufspraktische Tätigkeiten. Sie kann vorsehen, dass der 
Studiengang oder einzelne Lehrveranstaltungen in Fremdsprachen durchgeführt 
werden. Sie sieht Schwerpunkte vor, die die Studentin oder der Student nach 
eigener Wahl bestimmen kann, soll zulassen, dass Studienleistungen in 
unterschiedlicher Art erbracht werden, und ein Tutorienangebot zur 
Unterstützung der Studentinnen und Studenten vorsehen. 
(3) Die Studienordnung sieht vor, dass in einem fachlichen oder thematischen 
Zusammenhang stehende, abgrenzbare Stoffgebiete zu in sich 
abgeschlossenen Modulen zusammengefasst werden. Diese umfassen fachlich 
aufeinander abgestimmte Lehrveranstaltungen unterschiedlicher Art und 
schließen mit Modulprüfungen ab. Nach bestandener Prüfung werden ECTS-
Leistungspunkte vergeben. Diese Modulprüfungen führen zum 
Hochschulabschluss; das Nähere regelt die Prüfungsordnung. Die Hochschule 
erstellt für modularisierte Studiengänge Modulbeschreibungen und fügt sie der 
Studienordnung als Anlage bei. 6§ 33 Absatz 5 Satz 2 bleibt unberührt. 
(4) Lehrstoff und Lehrangebote werden so festgelegt, dass das Studium in der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung bestimmt 
Gegenstand, Art und Umfang der Lehrveranstaltungen und Studienleistungen, 
die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlich sind. Der 
Gesamtumfang der nach Satz 2 erforderlichen Lehrveranstaltungen wird so 
bemessen, dass den Studentinnen und Studenten Gelegenheit zur 
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an 
zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl verbleibt. 
(5) Die Studienordnung soll als Empfehlung an die Studentinnen und Studenten 
für den Verlauf des Studiums einen Studienablaufplan mit Angaben über 
Lehrveranstaltungen und Studienleistungen enthalten, bei dessen Beachtung 
der Hochschulabschluss innerhalb der Regelstudienzeit erreicht werden kann. 
Die Hochschulen sollen ermöglichen, dass Studentinnen und Studenten 
Prüfungen vorfristig ablegen. 
(6) Die Studienordnung soll vorsehen, dass mindestens ein Leistungsnachweis 
bis zum Beginn des dritten Fachsemesters erbracht wird. Studentinnen und 
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Studenten ohne diesen Leistungsnachweis sollen im dritten Fachsemester an 
einer Studienberatung teilnehmen. 
(7) Studienordnungen von Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung 
abschließen, sind dem Staatsministerium anzuzeigen, welches das 
Einvernehmen mit dem für die Durchführung der Prüfung zuständigen 
Staatsministerium herstellt. Die Studienordnung tritt in Kraft, wenn das 
Staatsministerium eine Änderung nicht innerhalb von vier Monaten nach 
Eingang der Anzeige verlangt. 3§ 111 bleibt unberührt. 
(8) Die Studienordnung eines Masterstudienganges legt fest, ob es sich um 
einen konsekutiven oder weiterbildenden Studiengang handelt. 
 

§ 39 SächsHSG Weiterbildende Studien und Studiengänge 
(1) Die Hochschulen bieten weiterbildende Studien an. Diese sollen 
Fachkenntnisse erweitern oder wissenschaftliche oder künstlerische Fähigkeiten 
und Fertigkeiten entwickeln. 3Die Hochschulen können festlegen, welche 
Voraussetzungen für die Teilnahme nachgewiesen werden müssen. 
(2) Weiterbildende Studiengänge setzen einen ersten berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss voraus und führen nach Maßgabe verbindlicher Studien- 
und Prüfungsordnungen zu einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss. 
Weiterbildende Masterstudiengänge setzen eine berufspraktische Erfahrung von 
in der Regel nicht unter einem Jahr voraus. Weiterbildende Studiengänge 
können auch als Fernstudiengänge angeboten werden. 
(3) Das Nähere regelt die Hochschule durch Ordnung. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

§ 32 SächsHSG5 Studienjahr 
Das Studienjahr besteht in der Regel aus zwei Semestern. Über Beginn und 
Ende des Semesters entscheidet die Landesrektorenkonferenz nach Anhörung 
der Konferenz der Sächsischen Studentenräte. 
 
§ 33 SächsHSG Studiengänge 
(1) Ein Studiengang ist ein durch eine Studienordnung und eine 
Prüfungsordnung geregeltes Lehrangebot, das in der Regel zu einem 
berufsqualifizierenden Abschluss führt. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses 
Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studienganges, der die fachliche 
Eignung für eine berufliche Einführung vermittelt. 
(2) Sind aufgrund der maßgebenden Prüfungs- und Studienordnung aus einer 
größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, ist jedes 
dieser Fächer ein Teilstudiengang. Für den Teilstudiengang gelten die 
Bestimmungen über den Studiengang entsprechend. 
(3) Soweit das jeweilige Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit voraussetzt, 
ist dieser Teil der Ausbildung mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und 
zeitlich abzustimmen und in den Studiengang einzuordnen. 
(4) Studiengänge werden von der Hochschule eingerichtet, geändert oder 
aufgehoben. Ist die Einrichtung, Änderung oder Aufhebung eines 
Studienganges Bestandteil der Entwicklungsplanung der Hochschule nach § 11 
Absatz 5, einer Zielvereinbarung der Hochschule mit dem Staatsministerium 
oder der Ziele nach § 11 Absatz 3 Satz 1, zeigt die Hochschule diesem die 
Maßnahme zuvor an. Soll ein Studiengang mit einer staatlichen 
Abschlussprüfung eingerichtet, geändert oder aufgehoben werden, stellt das 
Staatsministerium das Einvernehmen mit dem für die Durchführung der Prüfung 
zuständigen Staatsministerium her. Die Änderung oder Aufhebung eines 
Studienganges ist nur zulässig, wenn gewährleistet ist, dass die in diesem 
Studiengang immatrikulierten Studentinnen und Studenten ihr Studium während 
der Regelstudienzeit an dieser Hochschule und nach Ablauf der 
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Regelstudienzeit an einer Hochschule des Freistaates Sachsen abschließen 
können. 
(5) Studiengänge, die nicht mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abschließen, sind nach § 37 Absatz 3 zu modularisieren. Studiengänge, die mit 
einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen, können modularisiert 
werden. 
(6) In einem neu eingerichteten Studiengang darf der Lehrbetrieb erst 
aufgenommen werden, wenn die Studien- und die Prüfungsordnung für diesen 
Studiengang in Kraft getreten sind. 
(7) Soweit Studiengänge nach ihrer Studienordnung in Teilzeit studiert werden, 
sind sie Teilzeitstudiengänge. Diese berücksichtigen insbesondere die 
Lebensumstände von Studentinnen und Studenten mit Kindern, Behinderungen 
oder chronischen Krankheiten, pflegebedürftigen Angehörigen und weiteren 
besonderen Bedürfnissen sowie von Berufstätigen. Im Teilzeitstudium 
verlängern sich die Fristen nach den §§ 34 und 36 Absatz 3 bis 5 entsprechend. 
Die Hochschule soll Vollzeitstudiengänge so organisieren, dass sie auch in 
Teilzeit studiert werden können (individuelle Teilzeit); Satz 3 gilt entsprechend. 
Das Nähere, insbesondere zum Umfang der individuellen Teilzeit und zum Kreis 
der Berechtigten, regelt die Hochschule durch Ordnung. 
(8) Die Hochschulen können hochschulübergreifende Studiengänge einrichten. 
Sie erlassen die Studien- und Prüfungsordnungen dieser Studiengänge 
gemeinsam. 3Das Nähere regeln sie durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung. 
 
§ 34 SächsHSG Regelstudienzeit 
(1) Regelstudienzeit ist die Studienzeit, innerhalb der ein Studiengang 
abgeschlossen werden kann. Sie schließt Zeiten einer in den Studiengang 
eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit, praktische Studiensemester und 
Prüfungszeiten ein. Sie ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die 
Ermittlung und Feststellung der Ausbildungskapazitäten und die Berechnung 
von Studentenzahlen für die Hochschulplanung. 
(2) Die Regelstudienzeit beträgt für Studiengänge an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften, die zu einem Diplomgrad führen, höchstens acht, 
für andere Studiengänge, die zu einem Diplom- oder Magistergrad führen, 
höchstens neun, in Ausnahmefällen zehn Semester. Ein Ausnahmefall setzt 
voraus, dass ein anerkanntes Berufsbild dies erfordert. Für Studiengänge, die 
zu einem Bachelorgrad führen, beträgt die Regelstudienzeit mindestens sechs 
und höchstens acht Semester. Für Studiengänge, die zu einem Mastergrad 
führen, beträgt die Regelstudienzeit mindestens zwei und höchstens vier 
Semester. Für konsekutive Studiengänge, die zu einem Mastergrad führen, 
beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens zehn Semester. Die Hochschule 
darf nach § 35 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 längere Regelstudienzeiten in 
besonders begründeten Fällen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
festsetzen. In Studiengängen an Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
ist eine integrierte Praxisphase von bis zu einem Jahr Teil der Regelstudienzeit. 
(3) Das Staatsministerium kann durch Rechtsverordnung die Regelstudienzeit 
verlängern, soweit für Studentinnen und Studenten in Semestern, in welchen 
diese immatrikuliert und nicht beurlaubt sind, ein regulärer Studienbetrieb 
wegen der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße möglich ist. Dies gilt entsprechend in anderen 
Ausnahmefällen, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche 
Notsituationen entstehen und den Studienbetrieb in vergleichbarer Weise 
beeinträchtigen. Die Frist nach § 19 Absatz 2 Nummer 7 verlängert sich 
entsprechend. Die Verlängerung der Regelstudienzeit beträgt höchstens drei 
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Semester. Soweit die Regelstudienzeit für Studentinnen und Studenten, die 
zwischen dem Sommersemester 2020 und dem Wintersemester 2021/2022 
immatrikuliert und nicht beurlaubt waren, wegen der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie bereits verlängert wurde, wird dies auf die nach Satz 4 höchstens 
zulässige Anzahl an Semestern angerechnet, wenn eine weitere Verlängerung 
nach Satz 1 erfolgt. 
 
§ 35 SächsHSG Prüfungsordnungen 
(1) Die Hochschule erlässt für jeden Studiengang eine Prüfungsordnung, die 
insbesondere das Prüfungsverfahren und die Prüfungsgegenstände regelt. 
2Prüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 
1.  die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen sowie die Fristen für das 

Ablegen der Zwischen- und Abschlussprüfung, 
2.  die Regelstudienzeit, 
3.  den unter Beachtung von § 37 Absatz 4 in Semesterwochenstunden 

ausgedrückten Umfang der Lehrveranstaltungen, soweit die einzelnen 
Studienabschnitte nicht modularisiert sind, sowie den Studien- und 
Prüfungsaufbau, 

4.  die Dauer einer dem Studium dienenden berufspraktischen Tätigkeit sowie 
die Dauer im Ausland zu erbringender Studienleistungen, 

5.  welche Leistungsnachweise für die Zulassung zu einer Prüfung erforderlich 
sind und die Anzahl der Wiederholungsmöglichkeiten für diese 
Leistungsnachweise, 

6.  die Anzahl sowie Art, Gegenstand, Aufbau und Ausgestaltung der Fach- und 
Modulprüfungen sowie der Zwischen- und Abschlussprüfung, 

7.  Anzahl, Art, Gegenstand und Ausgestaltung von Prüfungsleistungen sowie 
die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der Abschlussarbeit, 

8.  die Fristen, die Voraussetzungen und das Verfahren für die Meldung und 
Zulassung zu den Fach- oder Modulprüfungen und deren Wiederholung 
sowie die Modalitäten zur Bekanntmachung der Prüfungstermine und -
ergebnisse, 

9.  die Anerkennung von Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 
die in anderen Studiengängen erbracht wurden, 

10.  die Anrechnung von außerhalb des Studiums erworbenen Qualifikationen, 
soweit diese Teilen des Studiums nach Inhalt und Anforderung gleichwertig 
sind und es insoweit ersetzen können, höchstens bis zur Hälfte des 
Studiums berechnet nach Leistungspunkten gemäß dem European Credit 
Transfer System (ECTS-Leistungspunkte), 

11.  die Form und das Verfahren der Fach- oder Modulprüfung sowie die Folgen 
von Versäumnissen, Rücktritt, Täuschung und Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

12.  die Grundsätze der Bewertung und Benotung der einzelnen 
Prüfungsleistungen, die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses und 
das Bestehen von Fach- oder Modulprüfungen, 

13.  die Fristen für die Bewertung schriftlicher Prüfungsleistungen durch die 
Prüferinnen und Prüfer, 

14.  die Zusammensetzung, Aufgaben und Zuständigkeiten der Prüfungsorgane, 
15.  den aufgrund der bestandenen Hochschulprüfung zu verleihenden 

Hochschulgrad, 
16.  den Inhalt und die Gestaltung der Zeugnisse und der Urkunde über die 

Verleihung des Hochschulgrades sowie die Ausstellung des Diploma 
Supplements, 

17.  das Recht zur Einsicht in die Prüfungsunterlagen, 
18.  das Widerspruchsverfahren in der Hochschule. 
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(2) Die Prüfungsordnungen der Hochschulen können Hochschulprüfungen auch 
in digitaler Form vorsehen. Die Prüfungsordnungen müssen insbesondere 
Regelungen zur Identifikation der Prüflinge, zur Verhinderung von 
Täuschungsversuchen, zu den technischen Voraussetzungen und zum Umgang 
mit technischen Störungen enthalten. 
(3) Prüfungsordnungen können vorsehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen auch in einer anderen Sprache als Deutsch zu erbringen 
sind oder erbracht werden können. 
(4) Prüfungsordnungen müssen die Inanspruchnahme des Mutterschutzes und 
der Elternzeit zulassen sowie Regelungen gegen die Benachteiligung von 
Studentinnen und Studenten mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten 
treffen. 
(5) Die Hochschule zeigt Prüfungsordnungen von Studiengängen, die mit einer 
staatlichen Prüfung abschließen, dem Staatsministerium an, welches das 
Einvernehmen mit dem für die Durchführung der Prüfung zuständigen 
Staatsministerium herstellt. Die Prüfungsordnung tritt in Kraft, wenn das 
Staatsministerium eine Änderung nicht innerhalb von vier Monaten nach 
Eingang der Anzeige verlangt. 3§ 111 bleibt unberührt. 
 
§ 36 SächsHSG Prüfungen 
(1) Studiengänge werden durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder 
eine kirchliche Prüfung abgeschlossen. Hochschulprüfungen werden auf der 
Grundlage von Prüfungsordnungen der Hochschule abgelegt. 
(2) Hochschulprüfungen dienen der Feststellung, ob die Studentin oder der 
Student bei Beurteilung ihrer oder seiner individuellen Leistung das Ziel des 
Studienabschnittes oder des Studienganges erreicht hat. Sie können in 
Abschnitte geteilt werden. 
(3) In nicht modularisierten Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von 
mindestens acht Semestern findet eine Zwischenprüfung statt, soweit in 
Studiengängen, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, nichts anderes bestimmt ist. Diese ist spätestens bis 
zum Beginn des fünften Semesters abzulegen. Wer sie nicht innerhalb der Frist 
nach Satz 2 besteht, muss im fünften Semester an einer Studienberatung 
teilnehmen. Die Zwischenprüfung kann innerhalb eines Jahres nach Abschluss 
des ersten Prüfungsversuches einmal wiederholt werden. Nach Ablauf dieser 
Frist gilt sie als nicht bestanden; die Zulassung zu einer zweiten 
Wiederholungsprüfung ist nur auf Antrag zum nächstmöglichen Prüfungstermin 
möglich. Eine weitere Wiederholungsprüfung ist nicht zulässig. 
(4) Eine Abschlussprüfung, die nicht innerhalb von vier Semestern nach 
Abschluss der Regelstudienzeit abgelegt worden ist, gilt als nicht bestanden. 
Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann innerhalb eines Jahres einmal 
wiederholt werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt sie als nicht bestanden; die 
Zulassung zu einer zweiten Wiederholungsprüfung ist nur auf Antrag zum 
nächstmöglichen Prüfungstermin möglich. Eine weitere Wiederholungsprüfung 
ist nicht zulässig. 
(5) Bei Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen können 
Hochschulabschlussprüfungen in nicht modularisierten Studiengängen vor 
Ablauf der in den Prüfungsordnungen festgelegten Prüfungsfristen abgelegt 
werden. Dies gilt auch für andere Hochschulprüfungen, sofern die 
Prüfungsordnung dies vorsieht. In beiden Fällen gilt eine nicht bestandene 
Prüfung als nicht durchgeführt (Freiversuch). Die Prüfungsordnung regelt, in 
welchem Umfang bestandene Prüfungsteile in einem neuen Prüfungsverfahren 
angerechnet werden können. Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
können im Freiversuch bestandene Prüfungen oder Prüfungsteile zur 
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Verbesserung der Note zum nächsten regulären Prüfungstermin wiederholt 
werden. In diesen Fällen zählt die bessere Note. 
(6) Zu Prüferinnen und Prüfern in Hochschulprüfungen sollen nur Mitglieder und 
Angehörige der Hochschule oder anderer Hochschulen bestellt werden, die in 
dem betreffenden Prüfungsfach zur selbständigen Lehre berechtigt sind. Soweit 
dies nach dem Gegenstand der Prüfung sachgerecht ist, kann zur Prüferin oder 
zum Prüfer auch bestellt werden, wer die Befugnis zur selbständigen Lehre nur 
für ein Teilgebiet des Prüfungsfaches besitzt. In besonderen Ausnahmefällen 
können auch Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der beruflichen Praxis 
und Ausbildung erfahrene Personen zur Prüferin oder zum Prüfer bestellt 
werden, sofern dies nach der Eigenart der Hochschulprüfung sachgerecht ist. 
Prüferinnen und Prüfer müssen mindestens über die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen. 
(7) Prüfungsleistungen in Hochschulabschlussprüfungen und in Prüfungen, 
deren Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, werden in 
der Regel von zwei Prüferinnen oder Prüfern bewertet. Mündliche Prüfungen 
sind abzunehmen 
1.  von mehreren Prüferinnen und Prüfern oder 
2.  von einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen 

Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers. 
(8) Die Hochschule stellt Studentinnen und Studenten, die ihr Studium nicht 
abschließen, auf Antrag ein Zeugnis über die erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen aus. 
(9) Die Hochschule rechnet Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer 
anderen Hochschule erbracht worden sind, auf Antrag auf das Studium an, es 
sei denn, es bestehen wesentliche Unterschiede hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen. An Kunsthochschulen werden abweichend von Satz 1 Studien- 
und Prüfungsleistungen auf Antrag anerkannt, wenn ihre Gleichwertigkeit 
festgestellt worden ist. Die Nichtanrechnung ist schriftlich zu begründen. Über 
die Anrechnung und die Feststellung der Gleichwertigkeit entscheidet die in den 
Prüfungs- oder Promotionsordnungen oder sonstigen Rechtsvorschriften 
vorgesehene Stelle. 
 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  


